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Expertengruppe Mietrecht / UAG Mietpreisregulierung  
 

Berlin, 18. Juni 2026 

 

I. Vorbemerkung 

Immobilienunternehmen, private Kleinvermieter sowie mittelständische 

Wohnungsunternehmen leisten einen zentralen Beitrag zur Wohnraumver-

sorgung in Deutschland. Sie entwickeln Bestände, schaffen neuen Wohn-

raum, investieren in energetische Sanierung, Barrierefreiheit, altersgerech-

ten Umbau und lebenswerte Quartiere. Dieser Beitrag setzt jedoch voraus, 

dass Vermietung wirtschaftlich tragfähig bleibt und Investitionen in Neubau 

und Bestand auch künftig wirtschaftlich möglich bleiben. 

Die nachfolgenden Empfehlungen verstehen sich als Beitrag zu einem aus-

gewogenen Mietrecht, das sowohl die berechtigten Schutzinteressen von 

Mietern als auch die Notwendigkeit privatwirtschaftlicher Investitionen in 

Neubau, Bestand und klimagerechte Modernisierung in den Blick nimmt. 

Ein nachhaltiger Mietermarkt setzt funktionsfähige Investitionsbedingungen 

voraus. Beide Ziele sind keine Gegensätze, sondern bedingen einander. 

Die mietrechtliche Regulierung hat in den vergangenen Jahren stetig an 

Bedeutung gewonnen. Mietpreisbremse, Kappungsgrenzen, Modernisie-

rungsgrenzen, Anforderungen an Mietspiegel und weitere Eingriffe wirken 

nicht isoliert, sondern kumulativ. Für die Expertengruppe Mietrecht sollte 

deshalb nicht allein die Frage im Mittelpunkt stehen, ob ein einzelnes Instru-

ment sozialpolitisch wünschenswert erscheint. Entscheidend ist vielmehr, 

welche Gesamtwirkung die Regulierung auf Wohnungsangebot, Investiti-

onsbereitschaft, Bestandsqualität, Eigentümerstruktur und Zielgenauigkeit 

des Mieterschutzes entfaltet. Der GdW hat hierzu bereits ein Rechtsgutach-

ten unter Federführung von Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Battis vorgelegt, das 

sich mit den verfassungsrechtlichen Grenzen kumulativer Eingriffe in die 

Regulierung von Wohnimmobilien befasst. 

Vor diesem Hintergrund werden folgende Vorschläge in die Expertengruppe 

eingebracht. 

 

II. Gutachtenauftrag: Belastungsgrenzen, Investitionswirkun-

gen und Markteffekte der Mietrechtsregulierung untersu-

chen 

1. Ausgangspunkt 

Die zentrale Fragestellung lautet: 

Wie viel mietrechtliche Regulierung können private In-

vestoren, Kleinvermieter und mittelständische Woh-
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nungsunternehmen dauerhaft verkraften, ohne dass In-

vestitionsanreize, Neubautätigkeit, Modernisierungsbe-

reitschaft und nachhaltige Bestandsbewirtschaftung be-

einträchtigt werden? 

Mietpreisregulierung kann kurzfristig dämpfend auf einzelne Neuvertrags-

mieten wirken. Sie beseitigt jedoch nicht die strukturelle Ursache ange-

spannter Wohnungsmärkte, also das unzureichende Angebot an verfügba-

rem und bezahlbarem Wohnraum. Wenn Regulierung die Rentabilität von 

Investitionen senkt, Genehmigungs-, Bau- und Finanzierungskosten aber 

zugleich steigen, wird dies die Angebotsknappheit mittel- und langfristig ver-

festigen. 

Die Expertengruppe Mietrecht sollte daher einen unabhängigen Gutachten-

auftrag empfehlen, der nicht nur Einzelinstrumente isoliert betrachtet, son-

dern den Summierungseffekt mietrechtlicher Regulierung untersucht. 

 

2. Gegenstand des Gutachtens 

Das Gutachten sollte insbesondere folgende Fragen beantworten: 

a) Investitionswirkungen 

Es sollte untersucht werden, wie sich mietpreisrechtliche Eingriffe auf In-

vestitionen in den Mietwohnungsneubau, in energetische Modernisierung, 

altersgerechten Umbau, Barrierefreiheit und allgemeine Bestandserhaltung 

auswirken. Dabei ist zwischen institutionellen Investoren, mittelständischen 

Unternehmen und privaten Kleinvermietern zu differenzieren. 

Die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts in seiner Entscheidung 

zur Mietpreisbremse vom 17. Februar 2026 (Beschluss vom 8. Januar 

2026, Az. 1 BvR 183/25) belegen nicht, dass es keine Auswirkungen gäbe. 

Der Sachzusammenhang wird angesprochen, gleichwohl wird aber festge-

stellt, dass der Beschwerdeführer in dem Verfahren nicht ausreichend vor-

getragen hat. Deswegen hat sich das Gericht nicht vertieft damit auseinan-

dergesetzt (Rn. 36 der Entscheidung).   

b) Wirtschaftliche Tragfähigkeit der Bestandsbewirtschaftung 

Zu prüfen ist, ob und unter welchen Annahmen eine wirtschaftlich tragfähige 

Bewirtschaftung des Mietwohnungsbestandes unter den derzeitigen und 

absehbaren regulatorischen Rahmenbedingungen noch gewährleistet ist. 

Einzubeziehen sind insbesondere gestiegene Baukosten, Finanzierungs-

kosten, energetische Anforderungen, Instandhaltungskosten, Bewirtschaf-

tungskosten und steuerliche Rahmenbedingungen. 

c) Auswirkungen auf die Eigentümerstruktur 

Der deutsche Mietwohnungsmarkt ist durch eine heterogene Eigentü-

merstruktur geprägt. Diese Vielfalt ist wohnungs- und sozialpolitisch wert-

voll. Eine übermäßige Regulierung kann jedoch dazu beitragen, dass pri-

vate Kleinvermieter und mittelständische Anbieter ihre Bestände veräußern 

oder geplante Investitionen unterlassen. Das Gutachten sollte deshalb un-

tersuchen, ob sich seit Einführung der Mietpreisbremse und anderer Ver-

schärfungen Veränderungen in der Eigentümerstruktur ergeben haben und 

welche Faktoren hierfür maßgeblich waren. 
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d) Funktionsfähigkeit der ortsüblichen Vergleichsmiete 

Die ortsübliche Vergleichsmiete ist das zentrale Referenzsystem des sozi-

alen Mietrechts. Sie kann diese Funktion nur erfüllen, wenn sie hinreichend 

marktnah bleibt. Das Gutachten sollte deshalb untersuchen, in welchem 

Umfang sich die ortsübliche Vergleichsmiete bereits von aktuellen Markt-

mieten entfernt hat und welche Wirkungen eine Verlängerung oder Verkür-

zung des Betrachtungszeitraums auf ihre Dynamik, Aussagekraft und Ak-

zeptanz hätte. 

e) Reale Mietbelastung statt bloßer Angebotsmieten 

Ein gesetzgeberisches Bedürfnis sollte nicht allein aus Angebotsmieten auf 

Immobilienportalen abgeleitet werden. Angebotsmieten bilden nur einen 

Ausschnitt des Marktes ab und sagen nicht zwingend aus, zu welchen Kon-

ditionen Mietverträge tatsächlich geschlossen werden. Erforderlich ist eine 

Analyse auf Grundlage realer Vertragsmieten, verfügbarer Haushaltsein-

kommen, Wohnkostenbelastung, Haushaltstypen und regionaler Marktindi-

katoren. Dabei sollten auch die Entwicklung der Betriebs- und Heizkosten 

sowie kommunaler Abgaben berücksichtigt werden, da diese die tatsächli-

che Wohnkostenbelastung der Haushalte erheblich beeinflussen können. 

f) Empirische Untersuchung auslaufender Mietpreisbremsen 

Besonders aufschlussreich wäre eine Untersuchung von Kommunen, in de-

nen die Mietpreisbremse ausgelaufen ist oder nicht fortgeführt wurde. In 

Betracht kommen insbesondere Kiel und Mannheim, wobei Kiel wegen der 

bereits länger zurückliegenden Abschaffung in Schleswig-Holstein (2019) 

und Mannheim (2026) wegen des aktuellen Herausfallens aus der Gebiets-

kulisse methodisch unterschiedlich zu behandeln sind. 

Untersucht werden sollten insbesondere: 

• Entwicklung der Neuvertragsmieten im Verhältnis zu Vergleichskommu-

nen, 

• Entwicklung von Angebots- und Vertragsmieten, 

• Investitionen in Neubau und Bestand, 

• Modernisierungstätigkeit, 

• Leerstand, Fluktuation und Umzugsdynamik, 

• Auswirkungen auf verschiedene Einkommensgruppen, 

• Veränderungen in der Eigentümerstruktur. 

Methodisch sollte eine Vorher-Nachher-Betrachtung mit geeigneten Ver-

gleichskommunen verbunden werden. Denn auch andere Faktoren, insbe-

sondere das veränderte Zinsniveau, gestiegene Baukosten, die lokale An-

gebotsentwicklung und demografische Veränderungen, können erhebliche 

Auswirkungen auf Neuvertragsmieten, Investitionen, Modernisierungstätig-

keit und Fluktuation haben. Nur durch eine solche Vergleichsbetrachtung 

lässt sich belastbar feststellen, ob beobachtete Effekte tatsächlich auf das 

Auslaufen oder Nichtfortführen der Mietpreisbremse zurückzuführen sind. 

 

3. Vorschlag 

Die Expertengruppe sollte dem BMJV empfehlen, ein unabhängiges Gut-

achten zur kumulativen Wirkung mietrechtlicher Regulierung in Auftrag zu 

geben. Dieses Gutachten sollte die Investitions-, Angebots-, Verteilungs- 

und Eigentümerstruktureffekte der bestehenden Regulierung untersuchen 
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und insbesondere anhand von Kiel und Mannheim empirisch prüfen, welche 

Effekte mit dem Auslaufen oder Nichtfortführen der Mietpreisbremse ver-

bunden sind. 

 

III. Individuelle Leistungsfähigkeit stärker berücksichtigen 

1. Problem: Mietrechtliche Regulierung wirkt zu breit 

Die bisherige mietpreisrechtliche Regulierung knüpft regelmäßig an das 

Mietobjekt und den örtlichen Wohnungsmarkt an, nicht aber an die wirt-

schaftliche Leistungsfähigkeit der konkreten Vertragsparteien. Wo die Miet-

preisbremse gilt, erfasst sie grundsätzlich den gesamten relevanten Be-

stand. Sie schützt damit auch Haushalte, die durchaus in der Lage wären, 

eine höhere Miete zu zahlen. 

Das führt zu einer strukturellen Unschärfe. Mieterschutz wird nicht vorrangig 

dort wirksam, wo er sozialpolitisch am dringendsten benötigt wird. Gleich-

zeitig werden Vermieter auch in Fällen reguliert, in denen die Mieterhaus-

halte leistungsfähig sind. Die dadurch ausbleibenden Einnahmen fehlen für 

gestiegene Bewirtschaftungskosten, Instandhaltung, energetische Moder-

nisierung und Investitionen in zusätzlichen Wohnraum. 

Nach den vom GdW vorgetragenen Zahlen sind die Kosten für Instandhal-

tung und Neubau seit 2019 erheblich gestiegen, während sich die Nettokalt-

mieten im Bestand deutlich weniger dynamisch entwickelt haben. 

  

Grafik aus dem Vortrag von Carsten Herlitz vom 27.05.2026 

Diese Entwicklung verdeutlicht den Kern des Problems: Während Bau-, Fi-

nanzierungs-, Energie- und Instandhaltungskosten deutlich steigen, werden 

die mietrechtlichen Anpassungsmöglichkeiten weiter begrenzt. Dadurch ge-

raten insbesondere Investitionen in Bestandserhaltung, energetische Mo-

dernisierung und Neubau unter Druck. 

Nach der amtlichen Definition der Wohnkostenüberbelastung gelten Haus-

halte als überbelastet, wenn ihre Wohnkosten mehr als 40 Prozent des ver-

fügbaren Haushaltseinkommens ausmachen. Nach Angaben des Statisti-

schen Bundesamtes lebten im Jahr 2025 11,2 Prozent der Bevölkerung in 

Deutschland in entsprechend wohnkostenüberbelasteten Haushalten. 

Diese amtliche Überbelastungsquote ist von der häufig verwendeten 30-
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Prozent-Schwelle zu unterscheiden. Legt man die in der DMB/IWU-Studie 

verwendete 30-Prozent-Schwelle zugrunde, geben rund 6,6 Mio. Mieter-

haushalte – und damit etwa jeder dritte Mieterhaushalt – mehr als 30 Pro-

zent ihres Haushaltsnettoeinkommens für Wohnkosten, bestehend aus 

Kaltmiete sowie Heiz- und Warmwasserkosten, aus. Beide Betrachtungen 

zeigen, dass die Wohnkostenbelastung nicht alle Haushalte gleichermaßen 

trifft, sondern ungleich verteilt ist. Der Gesetzgeber sollte deshalb stärker 

zwischen belasteten und weniger belasteten Haushalten differenzieren. 

 

2. Ziel: Sozialpolitische Treffsicherheit statt Regulierung mit der 

Gießkanne 

Künftige Mietrechtsänderungen sollten daher stets unter dem Gesichts-

punkt geprüft werden, ob sie zielgenau diejenigen Haushalte entlasten, die 

tatsächlich schutzbedürftig sind. Pauschale Preisregulierung im gesamten 

Bestand sollte nicht der gesetzgeberische Standard sein. Vorrangig zu prü-

fen sind Instrumente, die an der individuellen Leistungsfähigkeit ansetzen, 

ohne Investitionsanreize im Wohnungsmarkt zu schwächen. 

Dabei geht es nicht darum, Mieterschutz abzubauen. Es geht darum, ihn 

präziser auszugestalten. Haushalte mit niedrigen Einkommen, Alleinerzie-

hende, Rentnerhaushalte mit begrenztem Einkommen oder Haushalte in 

besonderen Belastungssituationen benötigen wirksamen Schutz. Leis-

tungsfähige Haushalte sollten dagegen nicht in gleichem Umfang von pau-

schalen Markteingriffen profitieren. 

 

3. Leitlinien für eine stärker leistungsfähigkeitsorientierte Regu-

lierung 

Für künftige Gesetzgebungsvorhaben sollten folgende Prüfkriterien ver-

bindlich berücksichtigt werden: 

a) Ex-ante-Prüfung der sozialen Zielgenauigkeit 

Vor jeder Verschärfung mietpreisrechtlicher Regulierung sollte geprüft wer-

den, welche Einkommensgruppen tatsächlich entlastet werden und welcher 

Anteil der Entlastung auf Haushalte entfällt, die nicht schutzbedürftig sind. 

b) Vorrang zielgenauer Subjektförderung 

Instrumente wie Wohngeld, Kosten der Unterkunft, Härtefallregelungen 

oder kommunale Unterstützungsmodelle setzen unmittelbar an der Leis-

tungsfähigkeit des Haushalts an. Sie greifen nicht in die Preisbildung ein 

und erhalten damit Investitionsanreize besser als pauschale Mietpreisde-

ckel. 

c) Schutz einkommensschwacher Haushalte im geförderten Segment 

Geförderter Wohnraum sollte konsequent Haushalten mit tatsächlichem 

Unterstützungsbedarf zugutekommen. Fehlbelegungen und dauerhaft nicht 

überprüfte Berechtigungen schwächen die soziale Zielgenauigkeit. 

d) Mobilitätsanreize statt Lock-in-Effekte 

Regulierung darf nicht dazu führen, dass Haushalte dauerhaft in nicht mehr 

passenden Wohnungen verbleiben, weil ein Umzug wirtschaftlich unattrak-

tiv wird. Sinnvoll sind daher freiwillige Mobilitätsanreize, etwa Umzugshilfen, 
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Beratungsangebote oder befristete Unterstützungsleistungen für Haus-

halte, die in bedarfsgerechteren Wohnraum wechseln. 

Abzulehnen sind dagegen gesetzliche Modelle, die den Vermieter verpflich-

ten, einen vom bisherigen Mieter vorgeschlagenen Nachmieter oder 

Tauschpartner gegen seinen Willen zu akzeptieren. Ein solcher Kontrahie-

rungszwang würde erheblich in die Privatautonomie des Vermieters eingrei-

fen und wäre verfassungsrechtlich besonders begründungsbedürftig. Erfah-

rungen aus Österreich zeigen zudem, dass gesetzliche Wohnungstausch-

modelle wegen enger Voraussetzungen und erheblicher praktischer Hürden 

nur eingeschränkt geeignet sind, größere Mobilitätseffekte am Wohnungs-

markt auszulösen. 

 

4. Vorschlag 

Die Expertengruppe sollte empfehlen, bei jeder künftigen Änderung des 

Mietpreisrechts eine verpflichtende Zielgenauigkeitsprüfung vorzusehen. 

Dabei ist zu untersuchen, ob das gesetzgeberische Ziel durch leistungsfä-

higkeitsbezogene Instrumente, Subjektförderung oder gezielte Härtefallre-

gelungen besser erreicht werden kann als durch eine weitere pauschale 

Ausweitung der Objekt- und Preisregulierung. 

Die Expertengruppe sollte dem BMJV entsprechend auch die Überprüfung 

einer Anpassung des § 558 BGB empfehlen. Fraglich ist, ob durch eine An-

passung des § 558 BGB – insbesondere durch eine Beschleunigung der 

Anpassungsintervalle oder eine engere Anbindung der Vergleichsmiete an 

aktuelle Marktverhältnisse – ein Beitrag zur Mobilisierung des Wohnraum-

bestands geleistet werden kann, ohne die Mietsicherheit langjähriger Mieter 

unangemessen zu beeinträchtigen. 

 

IV. Konkrete Einzelvorschläge 

1. Ausnahme nach § 556f BGB bei umfassender Modernisierung 

praxistauglich ausgestalten 

§ 556f BGB nimmt die erste Vermietung nach umfassender Modernisierung 

von der Mietpreisbremse aus. Diese Ausnahme ist investitionspolitisch not-

wendig. Wer vor einer Neuvermietung erheblich in eine Wohnung investiert, 

muss eine realistische Möglichkeit haben, diese Investition über die künftige 

Miete wirtschaftlich abzubilden. 

In der Praxis besteht jedoch erhebliche Rechtsunsicherheit, insbesondere 

aufgrund der Frage, ob und in welchem Umfang bei Modernisierungen vor 

Neuvermietung Abschläge für Erhaltungsmaßnahmen vorzunehmen sind. 

Diese Rechtsunsicherheit erschwert Investitionsentscheidungen und führt 

zu Streit über die Bemessung der maßgeblichen Kosten. 

Vor der Neuvermietung besteht noch kein neues Mietverhältnis, in dem der 

Vermieter dem künftigen Mieter konkrete Instandhaltung schuldet. Die Inte-

ressenlage unterscheidet sich deshalb von Modernisierungen im laufenden 

Mietverhältnis nach § 559 BGB. 

Vorschlag 

In § 556f BGB sollte ausdrücklich klargestellt werden, dass bei der Beurtei-

lung der umfassenden Modernisierung vor der ersten Wiedervermietung 
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grundsätzlich auf das Gesamtinvestment abgestellt werden kann und keine 

fiktiven Erhaltungsabschläge vorzunehmen sind. 

Alternative 

Sollte eine vollständige Berücksichtigung des Gesamtinvestments politisch 

nicht durchsetzbar sein, sollte zumindest eine gesetzliche Pauschalierung 

eingeführt werden. Denkbar wäre ein pauschaler Erhaltungsabschlag, der 

Rechtssicherheit schafft und Einzelfallstreitigkeiten vermeidet. Alternativ 

könnte eine gesetzliche Vermutungsregel vorgesehen werden, wonach 

eine umfassende Modernisierung vorliegt, wenn die Investitionskosten in-

klusive der Erhaltungskosten einen bestimmten Anteil der Neubaukosten 

oder einen bestimmten Betrag je Quadratmeter überschreiten. 

 

2. Zehn-Prozent-Grenze der Mietpreisbremse anheben 

Die derzeitige Mietpreisbremse begrenzt die zulässige Miete bei Neuver-

mietung in angespannten Märkten grundsätzlich auf 10 Prozent über der 

ortsüblichen Vergleichsmiete. Diese Grenze ist sehr eng bemessen und 

lässt insbesondere in dynamischen Märkten, bei gestiegenen Bewirtschaf-

tungskosten, der Inflation und bei investitionsintensiven Beständen zu we-

nig Spielraum. 

Wenn die Mietpreisbremse politisch beibehalten wird, sollte sie zumindest 

so ausgestaltet werden, dass sie Investitionen nicht zusätzlich erschwert 

und die ortsübliche Vergleichsmiete als marktnaher Referenzwert nicht wei-

ter entwertet. 

Vorschlag 

Die zulässige Überschreitung der ortsüblichen Vergleichsmiete sollte von 

10 Prozent auf einen höheren Wert angehoben werden. Es ist empfehlens-

wert, die zulässige Höchstmiete bei Neuvermietung auf 20 Prozent über der 

ortsüblichen Vergleichsmiete (OVM) anzuheben. Diese Grenze stellt das 

Minimum dar, das erforderlich ist, um die nachgewiesenen Investitions-

hemmnisse der bisherigen Regelung zu beseitigen. Eine weitergehende re-

gionale oder zeitliche Differenzierung bleibt einem zweiten Schritt vorbehal-

ten, darf jedoch nicht als Ersatz für die Mindestanhebung verstanden wer-

den. Damit bliebe ein mieterschützender Rahmen erhalten, während zu-

gleich mehr Spielraum für gestiegene Kosten, Investitionen und marktnä-

here Preisbildung geschaffen würde. 

 

3. Länder stärker begründungspflichtig machen 

Die Länder entscheiden durch Rechtsverordnung, welche Gebiete als an-

gespannte Wohnungsmärkte bestimmt werden. Das geltende Recht enthält 

hierfür bereits Begründungsanforderungen. Diese sollten jedoch verschärft 

und stärker auf Wirksamkeit, Verhältnismäßigkeit und angebotsorientierte 

Gegenmaßnahmen ausgerichtet werden. 

Vorschlag 

Die Länder sollten über die bisherigen Anforderungen hinaus verpflichtet 

werden, bei Erlass oder Verlängerung einer Mietpreisbegrenzungsverord-

nung konkret darzulegen: 
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• welche objektiven Indikatoren einen angespannten Wohnungsmarkt be-

legen, 

• welche wohnungspolitischen Maßnahmen das Land und die betroffe-

nen Kommunen bislang ergriffen haben, 

• warum diese Maßnahmen nicht ausreichen, 

• weshalb die Mietpreisbremse weiterhin erforderlich ist oder neu einge-

führt werden muss, 

• welche angebotsausweitenden Maßnahmen parallel vorgesehen sind, 

• wann und anhand welcher Kriterien die Verordnung überprüft wird. 

Diese Pflicht wäre keine Abschaffung der Mietpreisbremse, sondern eine 

rechtsstaatliche und evidenzbasierte Schärfung ihrer Anwendung. Die Miet-

preisbremse würde nicht ausgeschlossen, jeder Eingriff müsste aber besser 

begründet, regelmäßig überprüft und mit angebotsorientierten Maßnahmen 

verbunden werden. Dies lässt sich als „Deregulierung light“ beschreiben. 

 

4. Modernisierungsmieterhöhung investitionsfähig und systema-

tisch klar ausgestalten 

a) Erhöhungsumfang und Kappungsgrenzen 

Die energetische Modernisierung des Gebäudebestandes, der altersge-

rechte Umbau und die Herstellung zeitgemäßer Wohnstandards erfordern 

erhebliche private Investitionen. Die derzeitigen Grenzen der Modernisie-

rungsmieterhöhung tragen den gestiegenen Bau- und Finanzierungskosten 

nur unzureichend Rechnung. 

Die Absenkung der Umlagefähigkeit und starre Kappungsgrenzen führen 

dazu, dass wirtschaftlich sinnvolle Modernisierungen unterbleiben oder ver-

schoben werden. Dies gefährdet nicht nur Klimaschutzziele, sondern auch 

die langfristige Qualität des Wohnungsbestandes. 

Die Modernisierungsmieterhöhung sollte daher wieder stärker investitions-

fähig ausgestaltet werden. Zugleich sollte die Systematik vereinfacht wer-

den, indem die Sonderregelung des § 559e BGB in § 559 BGB überführt 

wird. Die Modernisierungsmieterhöhung ist mittlerweile sehr kompliziert ge-

worden. Insbesondere bei Maßnahmenbündel, also bei einer energetischen 

Sanierung mit Heizungstausch und gebrauchswerterhöhenden Maßnah-

men, ist die Modernisierungsankündigung und das spätere Erhöhungsver-

langen häufig angreifbar. Das gilt es zu vereinfachen, auch um die klimapo-

litischen Ziele zu erreichen.     

b) Neufassung des § 555b Nr. 1 BGB 

§ 555b Nr. 1 BGB sollte künftig nicht allein auf die Einsparung von Endener-

gie abstellen. Zugleich sollte die Vorschrift aber auch nicht allgemein auf 

Treibhausgasemissionen erweitert werden, weil sich dies mit § 555b Nr. 2 

BGB überschneiden würde. Sinnvoll ist daher eine technisch klarere Fas-

sung, die sowohl die Verringerung des rechnerischen Endenergiebedarfs 

als auch die Verringerung des Anteils nicht erneuerbarer Endenergie an der 

Versorgung der Mietsache erfasst. 

Regelungsvorschlag: 

„Modernisierungsmaßnahmen sind bauliche Veränderungen, 
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1. durch die in Bezug auf die Mietsache der rechnerische Endener-

giebedarf für Heizung, Warmwasserbereitung, Lüftung oder Kühlung 

nachhaltig verringert oder der Anteil nicht erneuerbarer Endenergie 

an der Versorgung der Mietsache nachhaltig vermindert wird,“ 

Diese Fassung erfasst zwei Fallgruppen. 

Erstens werden Maßnahmen erfasst, die den objektiven Energiebedarf des 

Gebäudes senken, etwa Fassadendämmung, Fenstertausch, Dachdäm-

mung, Kellerdeckendämmung oder Lüftungstechnik mit Wärmerückgewin-

nung. 

Zweitens werden Maßnahmen erfasst, die den Anteil nicht erneuerbarer En-

denergie vermindern, etwa der Wechsel von fossiler Wärme auf Wärme-

pumpe, Wärmenetz, Biomasse, Solarthermie oder hybride Versorgungs-

systeme. Erfasst werden sollten außerdem der Einbau oder Austausch von 

Heizungsanlagen, die nach den Vorgaben eines Gebäudemodernisierungs-

gesetzes mit steigenden Bio-Anteilen oder sonstigen Anteilen klimafreund-

licher Brennstoffe betrieben werden müssen oder hierfür technisch ausge-

legt sind. 

Auf diese Weise wird die im Regierungsentwurf zum Gebäudemodernisie-

rungsgesetz angelegte Bio-Treppe mietrechtlich nachvollzogen, ohne 

§ 555b Nr. 1 BGB von seinem Charakter als Tatbestand baulicher Verän-

derungen zu lösen. 

Auch die Dämmung einer Fassade bei einem Gebäude mit bereits vorhan-

dener Wärmepumpe bliebe erfasst. Denn die Dämmung senkt den rechne-

rischen Endenergiebedarf für Heizung. Es kommt nicht darauf an, ob die 

verbleibende Energie bereits weitgehend erneuerbar bereitgestellt wird. 

c) Verhältnis zu § 555b Nr. 2 BGB 

§ 555b Nr. 2 BGB, der insbesondere auf die Einsparung von Primärenergie 

abstellt, sollte nicht gestrichen werden. Die Vorschrift sollte als Auffangtat-

bestand für Fälle erhalten bleiben, in denen weder der rechnerische End-

energiebedarf noch der Anteil nicht erneuerbarer Endenergie im Sinne der 

Nr. 1 betroffen ist, aber nicht erneuerbare Primärenergie eingespart oder 

das Klima nachhaltig geschützt wird. Das ist etwa der Fall, wenn eine PV-

Anlage errichtet wird, der produzierte Strom aber vollständig in das öffentli-

che Netz eingespeist wird.  

Damit bleibt die Systematik erhalten: 

• § 555b Nr. 1 BGB betrifft die energetische Qualität und die Endenergie-

versorgung der Mietsache. 

• § 555b Nr. 2 BGB betrifft Primärenergie- und Klimaschutzeffekte, soweit 

§ 555b Nr. 1 BGB nicht eingreift. 

Auf diese Weise wird eine Doppelung vermieden. Zugleich wird klargestellt, 

welche Maßnahmen nicht nur zu einem Duldungsanspruch nach § 555d 

BGB führen, sondern auch Grundlage einer Modernisierungsmieterhöhung 

nach § 559 BGB sein können. 

d) Streichung von § 555b Nr. 1a BGB und § 559e BGB 

§ 555b Nr. 1a BGB und § 559e BGB sollten gestrichen werden. 

Die Sonderregelung für Heizungsanlagen ist nicht mehr erforderlich, wenn 

der Heizungstausch über den neu gefassten § 555b Nr. 1 BGB rechtssicher 

erfasst wird. Die Streichung von § 555b Nr. 1a BGB bedeutet daher keine 
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materielle Aufgabe des Heizungstausch-Tatbestands, sondern dessen sys-

tematische Integration in den allgemeinen Tatbestand der energetischen 

Modernisierung. 

Auch § 559e BGB sollte nicht als eigenständige Sondervorschrift fortgeführt 

werden. Die Vorschrift verkompliziert das Mietrecht, weil sie neben § 559 

BGB eigene Voraussetzungen, einen eigenen Umlagemechanismus, be-

sondere Abzüge und eine besondere Kappungsgrenze enthält. Die dort an-

gelegte Förderlogik sollte vielmehr in § 559 BGB überführt werden. Damit 

bliebe die Modernisierungsmieterhöhung in einer zentralen Vorschrift gere-

gelt. 

e) Neustrukturierung des § 559 BGB 

§ 559 BGB sollte künftig einfacher und systematischer aufgebaut werden. 

Die Vorschrift sollte zwischen dem allgemeinen Umlagesatz, einem beson-

deren Förderpfad für energetische Modernisierungen, dem Erhaltungskos-

tenabzug und den Kappungsgrenzen unterscheiden. 

Regelungsvorschlag für § 559 Abs. 1 BGB: 

„Hat der Vermieter Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b 

Nummer 1, 3, 4, 5 oder 6 durchgeführt, kann er die jährliche Miete um 

8 Prozent der für die Wohnung aufgewendeten berücksichtigungsfä-

higen Kosten erhöhen.“ 

Regelungsvorschlag für einen neuen § 559 Abs. 1a BGB: 

„Bei Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b Nummer 1 

beträgt der Satz 10 Prozent, soweit für die Maßnahme öffentliche 

Drittmittel im Sinne des § 559a in Anspruch genommen und nach 

Maßgabe des § 559a zugunsten des Mieters berücksichtigt worden 

sind. 

 

Satz 1 gilt nur, soweit die Maßnahme zu einer nachhaltigen Verbes-

serung der energetischen Beschaffenheit der Mietsache führt oder 

gesetzliche Anforderungen an die Nutzung erneuerbarer Energien, 

unvermeidbarer Abwärme oder vergleichbarer klimafreundlicher Ver-

sorgung erfüllt. 

 

Berücksichtigungsfähig sind nur die für die Wohnung aufgewendeten 

Kosten nach Abzug der nicht berücksichtigungsfähigen Erhaltungs-

anteile nach Absatz 2 und nach Berücksichtigung von Drittmitteln 

nach § 559a.“ 

Der erhöhte Umlagesatz schafft einen Anreiz, öffentliche Fördermittel tat-

sächlich in Anspruch zu nehmen. Mieter profitieren von der Anrechnung der 

Förderung, Vermieter erhalten zugleich eine verbesserte Refinanzierungs-

möglichkeit für den verbleibenden echten Modernisierungsanteil, sofern es 

eine Förderung gibt.  

f) Gesetzliche Verankerung eines präzisierten Erhaltungskostenab-

zugs 

Der Erhaltungskostenabzug sollte gesetzlich präzisiert werden. Umlagefä-

hig dürfen nur echte Modernisierungsmehrkosten sein. Kosten, die ohnehin 

für eine ordnungsgemäße Erhaltung, Instandsetzung oder funktionsgleiche 



 

11 
 

Erneuerung erforderlich gewesen wären, dürfen nicht auf die Mieter umge-

legt werden. 

Regelungsvorschlag für § 559 Abs. 2 BGB: 

„Kosten, die für Erhaltungsmaßnahmen erforderlich gewesen wären 

oder durch die Modernisierung erspart werden, gehören nicht zu den 

aufgewendeten Kosten nach Absatz 1 oder Absatz 1a. 

 

Bei einer modernisierenden Erneuerung sind nur diejenigen Kosten 

berücksichtigungsfähig, die die Kosten einer ordnungsgemäßen Er-

haltung, Instandsetzung oder funktionsgleichen Erneuerung überstei-

gen. 

 

Bei der Ermittlung des nicht berücksichtigungsfähigen Erhaltungsan-

teils sind insbesondere Alter, Zustand, übliche Gesamtnutzungs-

dauer, Restnutzungsdauer und Abnutzungsgrad der betroffenen Bau-

teile oder Einrichtungen zu berücksichtigen. Der Erhaltungsanteil 

kann geschätzt werden.“ 

Beispiel: Werden alte, weitgehend verbrauchte Fenster durch energetisch 

bessere Fenster ersetzt, sind nicht die gesamten Austauschkosten umlage-

fähig. Umlagefähig ist nur der Mehrbetrag gegenüber einer funktionsglei-

chen Erneuerung. 

g) Kappungsgrenzen  

Die Baukosten sind in den letzten Jahren gestiegen. Die Kappungsgrenzen 

von 2 Euro und 3 Euro sind dagegen seit 2019 sowie von 0,50 Euro seit 

2023 unverändert. Die allgemeinen Kappungsgrenzen des § 559 Abs. 3a 

BGB sollten gestrichen oder zumindest indexiert werden, damit sie durch 

Inflation und Baukostensteigerungen nicht real entwertet werden. 

Dem Mieterschutz wird durch die strengere Betrachtung des Erhaltungskos-

tenabzuges Rechnung getragen. Ins Auge könnte auch eine Modifikation 

des § 559 Abs. 4 BGB gefasst werden, um eine individuelle wirtschaftliche 

Härte zu vermeiden 
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Der BID Bundesarbeitsgemeinschaft Immobilienwirtschaft Deutschland gehören derzeit an: 
 
 
BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen 
Dem BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen als Interessen-
vertreter der mittelständischen Immobilienwirtschaft gehören derzeit rund 1.600 Mitgliedsun-
ternehmen an. Die Mitgliedsunternehmen stehen für nahezu 50 Prozent des Wohnungs- und 
30 Prozent des Gewerbeneubaus. Mit einem Wohnungsbestand von 3,1 Millionen Wohnun-
gen verwalten sie einen Anteil von mehr als 14 Prozent des gesamten vermieteten Woh-
nungsbestandes in der Bundesrepublik. Zudem verwalten die Mitgliedsunternehmen Gewer-
beräume von ca. 38 Millionen Quadratmetern Nutzfläche. 
 
 
GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
Der GdW vertritt als größter deutscher Branchendachverband bundesweit und auf europäi-
scher Ebene rund 3.000 kommunale, genossenschaftliche, kirchliche, privatwirtschaftliche, 
landes- und bundeseigene Wohnungsunternehmen. Sie bewirtschaften rund 6 Millionen Woh-
nungen, in denen über 13 Millionen Menschen wohnen. Der GdW repräsentiert damit Woh-
nungsunternehmen, die fast 30 Prozent aller Mietwohnungen in Deutschland bewirtschaften. 
 
 
IVD Immobilienverband Deutschland – Bundesverband der Immobilienberater, Makler, 
Verwalter und Sachverständigen 
Der IVD ist die Berufsorganisation und Interessenvertretung der Beratungs- und Dienstleis-
tungsberufe in der Immobilienwirtschaft. Zu den rund 6.200 Mitgliedsunternehmen zählen Im-
mobilienmakler, Immobilienverwalter, Bewertungs-Sachverständige, Bauträger, Finanz-
dienstleister und weitere Berufsgruppen der Immobilienwirtschaft. 
 
Verband der Immobilienverwalter Deutschland e. V. (VDIV Deutschland) 
Der Verband der Immobilienverwalter Deutschland e. V. (VDIV Deutschland) repräsentiert als 
Spitzenverband der Branche bundesweit über 4.100 Mitgliedsunternehmen mit insgesamt 
etwa 8,7 Millionen Wohnungen. Der VDIV setzt sich für tragfähige politische Rahmenbedin-
gungen bei den Themen bezahlbares Bauen und Wohnen, Klimaschutz und Eigentumsförde-
rung sowie für die weitere Professionalisierung der Branche ein. Die Mitgliedsunternehmen 
verwalten circa 75 Prozent des ETW-Bestandes in Deutschland. Insgesamt beläuft sich der 
Wert aller von den Mitgliedsunternehmen verwalteten Einheiten auf 1,2 Billionen Euro. 
 
 
vdp Verband deutscher Pfandbriefbanken 
Der vdp gehört zu den fünf Spitzenverbänden, die gemeinsam “Die Deutsche Kreditwirtschaft” 
sind. Mit einem Marktanteil von gut 60 Prozent in der gewerblichen und über 30 Prozent in 
der Wohnimmobilien-Finanzierung sind die derzeit 38 im vdp zusammengeschlossenen Insti-
tute führend in der Immobilienfinanzierung in Deutschland. 
 
 
ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss 
Der Zentrale Immobilien Ausschuss e.V. (ZIA) ist der Spitzenverband der Immobilienwirt-
schaft. Er spricht durch seine Mitglieder, darunter 34 Verbände, für rund 37.000 Unternehmen 
der Branche entlang der gesamten Wert-schöpfungskette. Der ZIA gibt der Immobilienwirt-
schaft in ihrer ganzen Vielfalt eine umfassende und einheitliche Interessenvertretung, die ihrer 
Bedeutung für die Volkswirtschaft entspricht. Als Unternehmer- und Verbände-verband ver-
leiht er der gesamten Immobilienwirtschaft eine Stimme auf nationaler und europäischer 
Ebene mit Präsenz in Brüssel, Wien und Zürich – und im Bundesverband der deutschen In-
dustrie (BDI). Präsidentin des Verbandes ist Iris Schöberl. 


